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Anerkennung und Wertschätzung?
DPolG: Wiedereinführung der Ruhegehaltsfähigkeit der Polizeizulage  
bleibt Dauerthema

Von Thomas Jungfer, Landesvorsitzender 

Bereits Anfang Juni dieses 
Jahres hat der Landesvor-
stand der DPolG Hamburg 
Bündnis 90/Die Grünen mit 
der Bitte angeschrieben, sich 
für die Wiedereinführung der 
Ruhegehaltsfähigkeit der Poli-
zeizulage einzusetzen. Nach-
dem uns bis Ende Juli 
immer noch keine 
Antwort erreich-
te, gab es von 
mir eine tele-
fonische 
Nachfrage 
beim 
Sekre- 
tariat 
der 
Hambur-
ger Grü-
nen. Dort 

wurde ich mit den Worten 
vertröstet, es „sei Corona und 
es werde viel im Homeoffice 
gearbeitet“. Aha … interes-
sant. Letztendlich wurde 
dann doch am 26. August per  
 

 
E-Mail auf mein Schreiben 
von der innenpolitischen 
Sprecherin der Bürgerschafts-
fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen, Sina Imhof, geantwortet 
(siehe hierzu „POLIZEISPIEGEL“ 
Oktober/2021). Dass sich die 
Grünen offensichtlich nicht 
gerne mit polizeilichen The-
men auseinandersetzen, ist ja 
allgemein bekannt. Das sie 
offenbar auch ein Problem 
mit der mitgliederstärksten 
Hamburger Polizeigewerk-
schaft und deren Vorsitzen-
den haben, rührt mich ein 
wenig. Denn ich hätte mich 
auch sehr über ein begleiten-
des persönliches Gespräch zu 
diesem Thema gefreut.

Was ich aber nicht verstehen 
kann ist, wenn man Briefe erst 
nach knapp zwei Monaten be-
antwortet. Ich bin mir nicht 
sicher, ob ich überhaupt eine 
Antwort erhalten hätte, hätte 
ich nicht nachgefragt! Die 
DPolG Hamburg setzt sich be-

reits seit Jahren für die Wie-
dereinführung der Ruhe-

gehaltsfähigkeit der 
Polizeizulage ein.

Auf Bundesebe-
ne hat Bündnis 
90/Die Grünen 
bereits einen 
Antrag im 
Bundestag 
gestellt, die 
Polizeizulage 
wieder ruhe-

gehaltsfähig zu 
gestalten und 

die Forderungen 
der DPolG Ham-

burg im Wesentli-
chen mit aufgenom-

men.

„… es ist mir wichtig, dass un-
sere Beamt*innen einen Aus-
gleich für ihre besondere Ar-
beitssituation erhalten und 
umfassend versorgt sind – 
auch, wenn sie in Pension ge-
hen.“

So heißt es im ersten Absatz 
des Antwortschreibens.

Ja bitte, Frau Imhof, dann tun 
sie was dafür! Denn die von 
ihnen genannte Erhöhung der 
Erschwerniszulage für die be-
sonders belastenden Dienst-
zeiten, auf der im letzten Ab-
satz des Antwortschreibens 
eingegangen wird, ist eben-
falls kein Bestandteil der Pen-
sion. 

Ganz im Gegenteil − wenn 
kein Schichtdienst mehr ge-
leistet wird, dann fallen diese 
Zulagen natürlich weg. Die be-
sondere Belastung, die man 
nach vielen Jahren des Schicht-
dienstes aber erlitten hat, 
bleibt. Die Polizeizulage ist kei-
ne Anerkennung der Lebens-
leistung, sondern ein viel zu 
geringer finanzieller Betrag, 
der die täglichen Gefahren, 
verletzt, beleidigt oder be-
spuckt zu werden, „abmildern“ 
soll. Ein traumatisches Erlebnis 
wird nicht automatisch nach 
der Pensionierung verschwin-
den. Auch kein Geld der Welt 
kann eine posttraumatische 
Belastungsstörung heilen. 
Aber die Wertschätzung, die 
man mit der Wiedereinfüh-
rung der Ruhegehaltsfähigkeit 
der Polizeizulage erreichen 
kann, hätte schon etwas Hilf-
reiches. Meine Kolleginnen 
und Kollegen würden sich si-
cherlich mit mir zusammen 
freuen, wenn nicht nur grüne 
Wohlfühl- und Lifestyle
themen von Bündnis 90/ 
Die Grünen vorangetrieben 
werden, sondern sich die ge-
samte Partei wesentlich mehr 
für − ja auch − ihre Polizei 
interessieren und der Polizei 
Hamburg mehr Respekt, An
erkennung und Wertschät-
zung entgegenbringen würde. 

Die DPolG Hamburg wird nie-
mals aufhören, „dicke Bretter 
zu bohren“, und steht immer 
für Gespräche bereit. �

© DPolG Hamburg

	< Thomas Jungfer
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Endlich: Polizeivollzug wird mit 
Gaswarngeräten ausgestattet
Von Ronald Helmer,  
stellvertretender Landesvorsitzender 

Bereits im POLIZEISPIEGEL 
März 2019 thematisierte 
die DPolG Hamburg die 
Gefahren für die Ein-
satzkräfte bei Ein-
sätzen im Zusam-
menhang mit 
Kohlenmonoxid 
(CO). Wir forderten 
Innensenator Andy 
Grote (SPD) nach-
drücklich auf, den 
Primärvollzug mit 
CO-Mess- und 
Warngeräten aus-
zustatten und so 
die Sicherheit der 
Kolleginnen und 
Kollegen zu erhö-
hen. Anlässlich 
von Einsatzlagen 
im Dezember 
2019 und Septem-
ber 2021, bei denen 
Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter im Einsatz-
geschehen durch Kohlen-
monoxid verletzt wurden, er-
neuerte die DPolG Hamburg 
ihre Forderung gegenüber Poli-
tik und Polizeiführung nach ei-
ner persönlichen Ausstattung 
im Primärvollzug. 

Denn nicht immer – wie zum 
Beispiel bei Suiziden mittels 
Einweggrill oder Einsätzen in 
Shisha-Bars − ist mit dem Vor-
handensein des geschmack-, 
geruchs- und farblosen Kohle-
monoxids zu rechnen. Defekte 
Heizungsthermen in der Nach-
barwohnung können ebenfalls 
Ursache für eine hohe Kohlen-
monoxidkonzentration am 
Einsatzort sein, denn das Gas 
hat die Eigenschaft, durch 
Wände hindurchzudringen, 
− zu diffundieren. Bei dem Ein-
satz im September dieses Jah-

res, bei dem die 
Wohnungsinhaberin auf-
grund der vermutlich de-
fekten Heizungstherme 
in ihrer Wohnung ver-
starb, bewahrte nur das 
zur Standardausrüstung 
der Hamburger Feuerwehr 
gehörende Gaswarngerät 
der miteingesetzten RTW-
Besatzung die Einsatzkräfte 
vor schwereren Verletzun-
gen. Kolleginnen und Kolle-
gen im Primärvollzug be-
schafften sich zum Teil selber 
Gaswarn- und Messgeräte, um 
der im schlimmsten Fall tödli-
chen Gefahr einer Vergiftung 
zu entgehen. Angebote gibt es 
auf dem Markt in einer Preis-
spanne von unter 20 bis zu 
über 1.000 Euro genug. Aller-

dings sind an die Verlässlich-
keit der Mess- und Warngeräte 
einige Bedingungen verknüpft, 
unter denen Hersteller die Ga-
rantie übernehmen. So sind 
unter anderem regelmäßige 
Wartungsintervalle einzuhal-
ten und die Geräte täglich (!) 

einem Funktionstest zu un-
terziehen. Verlässliche Gerä-
te sind ab einem mittleren 
dreistelligen Betrag zu er-
werben und die erforder
lichen Wartungsintervalle 

verursachen laufende Kos-
ten, die bisher von den Kolle-
ginnen und Kollegen getra-
gen werden mussten.

Nicht zuletzt durch den 
jüngsten Einsatz vor wenigen 

Wochen wurde die Gefahr 
einer unbemerkten Vergif-

tung durch Kohlenmonoxid in 
der Polizeiführung endlich 
erkannt und entschieden, ent-
sprechende Geräte für die 

Funkstreifenwagen (FuStw) 
des Primärvollzuges der 
Polizeikommissariate, 
Wasserschutzpolizeikom
missariate und der Landes
bereitschaftspolizei einzufüh-
ren. Die Beschaffung dieser 
Geräte kann jedoch nur ein 
erster Schritt in die richtige 
Richtung sein, aus Sicht der 
DPolG Hamburg kann ein 
sinnvoller Schutz nur in der 
persönlichen Ausstattung (!) 

unserer Kolleginnen und 
Kollegen im Primär-

vollzug liegen!

Ein Zeitziel für die 
Einführung der 
Dosiswarngeräte 

kann noch nicht 
genannt werden, 
die beteiligten 
Dienststellen 
arbeiten gegen-
wärtig am Auf-
bau einer In

frastruktur und 
sondieren bei ent-
sprechenden Her-
stellern (unter an-
derem die Firma 

Dräger aus Lübeck) 
die Beschaffungs-

möglichkeiten. Die 
DPolG Hamburg freut 

sich, dass es − wenn auch 
mit Zeitverzug − gelungen ist, 
den Arbeitsschutz und die Ar-
beitssicherheit für unsere Kol-
leginnen und Kollegen weiter 
zu verbessern.�

	< Ronald Helmer 
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DPolG befürchtet massive Einsparungen
Thomas Jungfer: „Keine Rolle rückwärts bei der inneren Sicherheit!“

	< Meinungsstark und Kampagnen­
fähig: Das ist die DPolG Hamburg!
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)Wird der Doppelhaushalt für 

die Jahre 2023 und 2024 ein 
Sparhaushalt? Hat die innere 
Sicherheit noch den Stellen­
wert und die Relevanz für den 
rot-grünen Senat wie in der 
jüngeren Vergangenheit oder 
haben sich die politischen Prio­
ritäten verschoben? Mehr oder 
weniger offen und mehr oder 
weniger laut werden öffentlich 
Planspiele diskutiert, die mas­
sive Einsparungen auch für den 
Haushalt der Innenbehörde 
vorsehen. Die Auswirkungen 
für Polizei und Feuerwehr wä­
ren aus Sicht der DPolG Ham-
burg fatal! Zur Erinnerung: 
Der Doppelhaushalt 2021/22 
sieht Ausgaben in Höhe von 
etwa 35,7 Milliarden Euro vor 
− 18,1 Milliarden Euro im lau­
fenden und 17,6 Milliarden 
Euro im nächsten Jahr. Das sind 
vor allem wegen der Corona-
Pandemie fast drei Milliarden 
Euro mehr als beim Doppel­
haushalt 2019/20 veranschlagt 
wurde. Noch im Juni dieses 
Jahres war Innensenator Andy 
Grote (SPD) voll des Selbstlo­
bes: „Auch unter schwierigen 
Haushaltsbedingungen setzen 
wir unseren Kurs zur Stärkung 

der inneren Sicherheit konse­
quent fort. Die Ausgaben 
meiner Behörde steigen auf 
1,55 Milliarden Euro. Im Dop­
pelhaushalt 2015/16 zu Beginn 
meiner Amtszeit lag das Volu­
men noch bei einer Milliarde 
Euro. Dieses Volumen stellen 
wir jetzt allein für den Auf­
gabenbereich Polizei zur Ver­
fügung. Damit setzen wir auch 
ein Zeichen der Verlässlichkeit 
in konjunkturellen Krisen­
zeiten.“ 

	< Soll es damit ab 2023  
und den Folgejahren 
vorbei sein? 

Die Innenbehörde will aktuell 
zu möglichen Einsparverpflich­
tungen noch nichts sagen, da 
sich alles noch in der internen 
Abstimmung befinde. Der Lan­
desvorsitzende der DPolG 
Hamburg, Thomas Jungfer, hat 
gegenüber NDR 90,3 bereits 
rote Linien gezogen und klar­
gestellt, dass es die DPolG 
nicht hinnehmen wird, wenn 
künftig weniger Polizistinnen 
und Polizisten eingestellt, 
Beförderungen und Höher­
gruppierungen ausgesetzt, 

Dienststellen aufgelöst oder 
zusammengelegt oder die Le­
bens- und Wochenarbeitszeit 
erhöht werden sollten. Unsere 
Kolleginnen und Kollegen ha­
ben nicht zuletzt während der 
Hochphase der Corona-Pande­
mie ihre Gesundheit aufs Spiel 
gesetzt. Kürzungen und Strei­
chungen − egal welcher Art − 
sind mit unserer Gewerkschaft 
nicht zu machen. Ein „Zurück 
in die Zukunft“ und somit in 
eine Zeit, in der aus einem 
SPD-geführten Innenressort 
ein Sparhammer der nächsten 
Streich- und Kürzungsorgie 
folgte, wird es mit der DPolG 
nicht geben! „Wir werden es 
nicht zulassen, dass die in der 
Vergangenheit hart erkämpf-
ten Erfolge und sozialen 
Verbesserungen unter dem 
Vorwand ,Corona-Folgen‘ ab-
zumildern, für unsere Kollegen 
zunichtegemacht oder erheb-
lich eingeschränkt werden“, so 
Thomas Jungfer weiter. Die 
DPolG Hamburg ist in ihrer Po­
sition völlig klar, das wissen die 
Behördenleitung sowie die Po­
lizeiführung sehr genau und 
noch viel wichtiger, darauf 
können sich unsere Kollegin­

nen und Kollegen verlassen! Im 
„Rathaus sind die Räuber“ lau­
tete vor vielen Jahren eine sehr 
öffentlichkeitswirksame und 
erfolgreiche Kampagne unse­
rer Gewerkschaft. Die Kampa­
gnenfähigkeit und Schlagkraft 
der DPolG sind ungebrochen, 
− ganz im Gegenteil! Unsere 
Maxime war und bleibt richtig: 
„Wer kämpft, kann verlieren, 
wer nicht kämpft, hat schon 
verloren!“ 

Der Landesvorstand
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Auftakt der Tarifverhandlungen  
bleibt ohne Ergebnis
Zum Auftakt der Tarifver-
handlungen haben die Ver-
handlungsführer in Berlin 
lautstark verdeutlicht, mit 
welchen Forderungen sie in 
die Tarifrunde gehen. „Wir 
liegen weit auseinander und 
das bei komplizierten Proble-
men“, kommentierten dbb 
und DPolG den Verhand-
lungsauftakt. Der öffentliche 
Dienst muss wettbewerbsfä-
hig bleiben und leistungsge-
recht bezahlen! Diese Forde-
rung ist gerade vor dem 
Hintergrund der besonderen 
Anforderungen in der Pande-
mie angemessen. Wenn wir 

die aktuelle Inflationsrate be-
rücksichtigen, muss das Ver-
handlungsergebnis sehr nahe 
an unserer Forderung liegen. 
Dennoch sind die Tarifver-
handlungen für die Landes-
beschäftigten am 8. Oktober 
2021 ergebnislos vertagt 
worden. Der Fachvorstand 
Tarifpolitik kritisierte insbe-
sondere die Forderungen der 
TdL zur Neubewertung des 
Arbeitsvorganges scharf: 
„Wir werden nicht hinneh-
men, dass die Beschäftigten 
die erkämpfte lineare Erhö-
hung am Ende selbst zu be-
zahlen haben.“ 

Die Kernpunkte der Forderun-
gen im Überblick:

	> Erhöhung der Tabellenentgel-
te um fünf Prozent, mindes-
tens um 150 Euro monatlich

	> Erhöhung der Auszubilden-
denentgelte um 100 Euro

	> Stufengleiche Höhergruppie-
rung

	> Laufzeit zwölf Monate
	> Zeit- und inhaltsgleiche 
Übertragung der Tarifeini-
gung auf die Beamtinnen 
und Beamten

	> Weiterentwicklung der Ent-
geltordnung im Länderbe-
reich

	> Stufengleiche Höhergruppie-
rung

Im öffentlichen Dienst arbei-
ten etwa eine Million tarif-
beschäftigte Kolleginnen 
und Kollegen, da es auch um 
die Übertragung auf die 
Beamten geht, betrifft die-
ser Abschluss etwa 3,5 Milli-
onen Menschen. 

Die erste Verhandlungsrun-
de hat klargemacht, dass wir 
uns gegen eine äußerst har-
te Verhandlungsführung be-
haupten müssen und das 
geht nur gemeinsam!�

DPolG: „Aktive“ Mittagspause −  
Protest vor dem Polizeipräsidium
Sehr zufrieden zeigten sich Landesvorsitzender Thomas Jungfer, Landesstreikleiter Michael 
Adomat und Beate Petrou, Vorsitzende des Fachbereiches Verwaltung, über die Vielzahl von 
Kolleginnen und Kollegen, die dem Aufruf der DPolG Hamburg gefolgt waren. Mehr als 
50 tarifbeschäftigte Kolleginnen und Kollegen, Beamtinnen und Beamte aus der Verwaltung 
und dem Polizeivollzug in Uniform, protestierten am 19. Oktober in ihrer Mittagspause ge-
gen die Verweigerungshaltung der Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL), die bisher kein 
Angebot unterbreiteten. Die Protestaktion vor dem Hamburger Polizeipräsidium hat ein-
drucksvoll gezeigt, dass unsere Kolleginnen und Kollegen die Tarifforderung von dbb und 
DPolG unterstützen und auch für Arbeitskampfmaßnahmen solidarisch bereitstehen. Dafür 
ein herzliches Dankeschön – das war ein klasse Auftakt!� Der Landesvorstand
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Die HBFEK – Hausratversicherung seit 1902
Anerkannte Selbsthilfeeinrichtung des öffentlichen Dienstes

Seit über 115 Jahren hilft die HBFEK ihren Mitgliedern schnell und unkompliziert – auch Ihnen, wenn Sie Ihren
Hausrat bei uns gut und günstig versichert haben!
Für nur 1,20 € je 1.000 € Versicherungssumme inklusive Versicherungsteuer versichern wir Ihren Hausrat
gegen Schäden durch Feuer, Blitzschlag, Induktion, Implosion, Einbruch- und Fahrraddiebstahl, Vandalismus,
Raub, Leitungswasser, Sturm und Hagel. So zahlen Sie z.B. für eine Versicherungssumme von 50.000 € einen
Jahresbeitrag von nur 60 €. Sie finden kaum eine andere Versicherung, die da mithalten kann.
Sie sind im öffentlichen Dienst oder in ähnlichen Bereichen beschäftigt und wohnen in Hamburg und Umge-
bung oder in Schleswig-Holstein? Dann wechseln Sie jetzt zu uns als Ihrem Hamburger Traditionsunterneh-
men.
Bei unserem Geschäftsführer, Herrn Suppe, sind Sie in guten Händen. Sie erhalten ausführliche Informationen
und eine freundliche und kompetente Beratung bei allen Fragen zu Ihrem Versicherungsschutz
(Tel. 040 – 336012). Oder besuchen Sie uns im Internet unter www.hbfek.de.
Schnellentschlossene finden dort auch gleich ein Antragsformular.

Hermannstraße 46
20095 Hamburg
Telefon (040) 336012
Telefax (040) 28059606

info@hbfek.de
www.hbfek.de

_34O7K_HBFEK_Polizeispiegel_Hamburg_1-2_2021.pdf; s1; (185.00 x 68.00 mm); 06.Jan 2021 14:47:56; PDF-CMYK ab 150dpi für Prinergy; L. N. Schaffrath DruckMedien

WSP: Zukunft  
selbst gestalten 
Der Leiter der Wasserschutzpolizei, Olaf Frankow­
ski, hat vor wenigen Wochen alle Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeiter der WSP Hamburg ange­
schrieben und den Kolleginnen und Kollegen ein 
Projekt vorgestellt und nahegebracht, das aus­
drücklich die Zustimmung des Fachbereiches Was­
serschutzpolizei der DPolG Hamburg findet. 

	< Worum geht es? 

Die Polizeiführung hat im Er­
gebnis einer Klausurtagung 
unter anderem die verschiede­
nen Organisationsbereiche der 
Polizei beauftragt, Organisa­
tionsstrukturen und Ablauf­
prozesse zu überprüfen. Diese 
ergebnisoffene Aufgabenkritik 
soll ganz konkret die polizeili­
che Aufgabenerfüllung und 
Dienstleistung beispielsweise 
hinsichtlich ihrer Notwendig­
keit und Effizienz hinterfragen. 
Was sich für manche sperrig 
anhören mag und fälschlicher­
weise als reine Sparmaßnahme 
deklariert werden kann, ist der 
aus Sicht des Fachbereiches 
Wasserschutzpolizei notwen­
dige Ansatz, die WSP modern 
und zielgenau aufzustellen. 
Die Wasserschutzpolizei lebt 
von ihrer Fachlichkeit. Die WSP 

Hamburg ist eine Spezialpoli­
zei im besten Sinne des Wortes 
und erster Ansprechpartner für 
die Sicherheit im Hamburger 
Hafen. Unsere Kolleginnen und 
Kollegen sind maritime Dienst­
leister und die Sicherheitspart­
ner für die Hafenwirtschaft. 
Dieser Anspruch muss immer 
die Selbstverpflichtung der 
Wasserschutzpolizei sein und 
darf niemals zu einer leeren 
Formel erstarren. Der Hambur­
ger Hafen ist immer noch das 
ökonomische Kraftzentrum 
unserer Stadt und wichtigster 
Handelsplatz Deutschlands. 
Auch aus dieser Tatsache her­
aus ergibt sich eine besondere 
Verantwortung für die Wasser­
schutzpolizei. Aus Sicht des 
Fachbereiches WSP ist es rich­
tig, unter anderem die grenz­
polizeiliche Aufgabenwahr­
nehmung, die Einsatztätigkeit 

auf der Unterelbe und die Ge­
fahrgutüberwachung im Ham­
burger Hafen einer internen, 
an den polizeilichen Arbeits­
prozessen orientierten Prüfung 
zu unterziehen. Wer, wenn 
nicht die betroffenen Kollegin­
nen oder Kollegen selbst, kann 

diese Prozesse besser beurtei­
len? Deshalb möchten wir alle 
Mitarbeiterinnen und Mitar­
beiter bitten, sich aktiv einzu­
bringen und ihre Zukunft mit­
zugestalten. 

Fachbereich WSP
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	< Hamburger Hafen – Wirtschaftskraft

Im Jahr 2019 hatten deutschlandweit fast 607.000 Beschäftigte 
einen Bezug zum Hamburger Hafen, davon sind mehr als 114.000 
Arbeitsplätze direkt oder indirekt vom Hafen abhängig. Die hafen­
bezogenen Beschäftigten generierten 2019 bundesweit eine Brutto­
wertschöpfung von 50,8 Milliarden Euro. Zum Vergleich: Der Dop­
pelhaushalt des Hamburger Senats für die Jahre 2021 und 2022 
umfasst ein Volumen von 35,7 Milliarden Euro.
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Schweden im Fokus der 
Bandenkriminalität 

Kein Land der Europäischen Union erlebt mehr Morde und 
Tötungsdelikte durch Schusswaffen als unser nördlicher Nachbar. 

	< Was ist in Schweden los?

Ein erst vor wenigen Monaten 
von der schwedischen Regie-
rung veröffentlichter Bericht 
zeigt, dass Schweden europäi-
scher Spitzenreiter ist, was die 
tödliche Schusswaffengewalt 
angeht. Im Fokus stehen dabei 
kriminelle Banden mit starken 
Clanverbindungen in den Na-
hen Osten, die sich in den ge-
sichtslosen Vororten schwedi-
scher Großstädte bis aufs Blut 
bekämpfen.

Weshalb haben die kriminellen 
Banden Erfolg? Drei Entwick-
lungen sind maßgebend. Die 
Siedlungspolitik aus den 
1960er- und 1970er-Jahren, als 
man moderne Vorstädte auf 
die grüne Wiese setzte, weit 
weg von den Stadtzentren. 

Des Weiteren die überaus 
repressive Drogenpolitik 
Schwedens und die sehr 

einseitige Ansiedlung von 
Flüchtlingen aus Nahost und 
Nordafrika – sozial und wirt-
schaftlich Benachteiligte. Für 
einige sind die kriminellen 
Banden Ersatz- oder Zweit
familie und zugleich die ein
zige Aufstiegschance.

Warum kriegt Schweden das 
Problem nicht in den Griff? 
Hier hat sicher die Politik gro-
ße Versäumnisse zu verant-
worten. Bei der sehr repressi-
ven Drogenpolitik gibt es keine 
Öffnung für eine abgefederte, 
mehrstufige, auch präventive 
Politik. Da sind sich die politi-
schen Parteien einig. Auf der 
anderen Seite hat Schweden 
eine liberale Kriminalpolitik. 
Wer Waffen besitzt oder An-
schläge verübt, ist relativ 
schnell wieder in Freiheit, 
wenn es denn zu einer Verur-
teilung und Haftstrafe kam. 

	< Sind Lösungen in Sicht? 

Die Politik ist sich sehr uneinig, 
gerade mit Blick auf die Parla-
mentswahlen im nächsten 

Jahr. Es gibt in Schweden über 
20 polizeilich auffällige Stadt-
teile, vor allem natürlich in den 
Großstädten Stockholm, Göte-
borg und Malmö. Die Zen-
trumsnähe mache jedoch ei-
nen Unterschied. So sind in 
den letzten Jahren in Malmö 
– im Gegensatz zu Stockholm 
und Göteborg – große An-
strengungen unternommen 
worden, um die Bandenkrimi-
nalität zurückzudrängen. Die 
meisten Schweden bekommen 
in ihrem Alltag von diesen 
Fehlentwicklungen nichts mit, 
weil es nicht wirklich sichtbar 
ist. Vor Jahren habe Schweden 
eine Chance verpasst. Damals 
kam es zu Jugendunruhen und 
die Politik versprach in die 
Stadtteile zu investieren, das 
ist nicht passiert. Nun habe 
man die Quittung bekommen: 
Schweden ist Spitzenreiter bei 
der tödlichen Gewalt mit 
Schusswaffen. Das ist für einen 
wohlhabenden Rechtsstaat 
inakzeptabel. 

	< In Dänemark ist vieles 
anders

Dänemark als Vorbild für 
Schweden? Lange war die 

Rocker- und Bandenkrimina-
lität in Dänemark ein großes 
Problem. Aber im Gegensatz 
zu Schweden, wo es immer 
wieder zu Gewaltausbrü-
chen kommt, hat es die Re-
gierung in Kopenhagen in 
den Griff bekommen. Motor-
radgangs breiteten sich in 
den 1980er-Jahren in Däne-
mark und später weiter nach 
Südschweden aus. Es ging 
um Raub und Drogenhandel, 
immer wieder gab es Schie-
ßereien zwischen rivalisie-
renden Banden – mittlerwei-
le sind unterschiedlichste 
kriminelle Gruppen in ganz 
Schweden aktiv. Ganz an-
ders in Dänemark. Da prä-
sentiert sich der Staat als 
harter und erfolgreicher 
Strafverfolger gegen die Or-
ganisierte Kriminalität. Tat-
sächlich werden Gangver-
brechen in Dänemark 
besonders hart bestraft, und 
Personen, die im Verdacht 
stehen, Mitglied einer Bande 
zu sein, häufig von der Poli-
zei kontrolliert. Ob Schwe-
den bereit sein wird, ähnlich 
durchzugreifen, wird auch 
vom Ausgang der Wahl im 
nächsten Jahr abhängen. �
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„Wir sind Tag und Nacht für die Sicherheit
der Menschen im Einsatz. Das verdient
Respekt, Anerkennung und Wertschätzung –
ohne Wenn und Aber.“

SICHERHEIT
WERTSCHÄTZEN!

Mehr #WERTSCHÄTZUNG, #RESPEKT und
#ANERKENNUNG für die Beschäftigten der Polizei Hamburg.

www.dpolg-hh.deEine Kampagne der Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG) Hamburg.
Fotografie: Andreas Vallbracht / Design: ELBE&FLUT, Hamburg

_3K09S__DPolGHH_Kampagne_2021_K.pdf; s1; (210.00 x 297.00 mm); 12.Oct 2021 09:35:48; PDF-CMYK für Prinergy; L.N. Schaffrath DruckMedien



Trauerredner
„Die letzte Rede muss die schönste sein“

Ich beschreibe Ihren liebsten Menschen so, wie Sie ihn erlebt haben.
Peter Schölermann · Tel. 0176/82259594

	< Social-Media-Fundstück
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	< Ruhestand*

Folgende Kollegin und Kollegen sind zum 30. September 2021 
in den Ruhestand gegangen: 

Schutzpolizei 
POK 	 Bernd Köster	 VD 32 
PHK 	 Andreas Letz	 PK 27 
POK	 Ulrich Neumann	 VD 31 
PHK	 Horst Paulick	 PK 43 
POK	 Hartmut Schulz	 PK 44

Landeskriminalamt 
POK	 Andreas Laska	 LKA 252

Landespolizeiverwaltung 
Ang.	 Marion Buse	 LPV 13
* �Ruhestandsdaten werden nur veröffentlicht,  

wenn eine Einverständniserklärung vorliegt. 

	< DPolG-Lesezeichen

„Die unbequeme Wahrheit“
Gabor Steingart, einer der prominentesten 
Journalisten und Sachbuchautoren Deutsch-
lands, vielgefragter Gast in den Polittalk-
shows der Republik und dazu höchst erfolg-
reicher Podcaster mit „Steingarts Morning 
Briefing“, hat im vergangenen Jahr „Die un-
bequeme Wahrheit“ vorgelegt. Der Autor 
beschreibt und analysiert in seiner „Rede zur 
Lage unserer Nation“ − so der Untertitel − 
die politische, ökonomische und gesell-
schaftliche Lage Deutschlands. Dabei schont 
Steingart weder Politik noch Wirtschaft oder uns Bürgerinnen und 
Bürger – ganz im Gegenteil. Im Sinne Ingeborg Bachmanns „Die 
Wahrheit ist dem Menschen zumutbar“ beleuchtet Gabor Steingart 
die politische und ökonomische Erstarrung unseres Landes. Nach 
Auffassung des Autors gefährdet dieses gesellschaftliche Zuwarten 
den Wohlstand heutiger sowie zukünftiger Generationen und die 
Leistungsfähigkeit unseres Sozialstaates in einer Dramatik, die vie-
len Menschen noch nicht bewusst ist oder schlicht verdrängt wird. 
Dieser Verdrängungsmechanismus durchzieht die gesamte Gesell-
schaft mit der absurden Folge, dass Entscheider nichts entscheiden 
oder wie es Steingart formuliert: „Alles wird beklagt, aber nichts 
bekämpft“ – und weiter heißt es: „Deutschland hat keine Idee da-
von, in welcher Zukunft es leben möchte.“ Diese Ideenlosigkeit 
prägte auch auf erschreckende Weise den diesjährigen, gänzlich un-
inspirierten Bundestagswahlkampf. Steingart wirbt dafür, endlich 
aufzuwachen und den notwendigen Wandel von der Industrie- zur 
Digitalgesellschaft zu starten, um nicht noch weiter abgehängt zu 
werden. Bildung und Digitalisierung, eine Sozialstaatsreform, 
europäische Zusammenarbeit verstanden als Leadership und die 
Chancen der Globalisierung bleiben für ihn die wesentlichen Voraus-
setzungen für die Erfüllung des Aufstiegs- und Wohlstandsverspre-
chens. Steingart bleibt in seinem Buch nicht im Ungefähren, auch 
deshalb ist es so lesenswert.� Frank Riebow
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	< Jahrestreffen unserer Senioren

Das Jahrestreffen der Seniorinnen und Senioren der DPolG Hamburg 
darf endlich wieder stattfinden. Wann? Am 2. Dezember, um 
14 Uhr. Wo? In unserer Landesgeschäftsstelle – Holzdamm 18. 
Wichtiger Hinweis: Das Jahrestreffen ist eine 2G-Veranstaltung!  
Nur geimpfte oder genesene Pensionäre dürfen teilnehmen! 
Wir freuen uns über viele Zusagen und bitten um telefonische 
Anmeldung bis zum 26. November unter Tel.: 254026-0 oder auch 
sehr gerne per E-Mail an dpolg@dpolg-hh.de.
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